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Clôture de cas en LAA

Der Anspruch auf 
Heilbehandlung nach  
dem «Fallabschluss»
Heute werden Personen mit und ohne 
Rentenanspruch ungleich behandelt – 
ändert sich das nun? 

Thomas Wehrlin* 

I.	 Einleitung

Mit dem Rentenbeginn fällt die Heilbehandlung dahin, 
heisst es im Unfallversicherungsgesetz.1 Doch bedeu-
tet dies nicht unbedingt, dass nach dem sogenannten 
Fallabschluss die Heilbehandlung nicht mehr von der 
Unfallversicherung zu übernehmen ist. Denn unter ge-
wissen Voraussetzungen muss diese auch nach Festset-
zung der Rente Bezügerinnen und Bezügern Heilbe-
handlung gewähren.2 Und neuere Gerichtsentscheide 
lassen die Frage aufkommen, ob auch Personen ohne 
Rentenanspruch über den Fallabschluss hinaus An-
spruch auf Heilbehandlung gegenüber der Unfallver-
sicherung haben. 

II.	 Heilbehandlung nach Festsetzung der Rente 
(Art. 21 UVG)

A.	 Einleitung
Unter dem Titel «Heilbehandlung nach Festsetzung der 
Rente» nennt Art. 21 UVG abschliessend vier Fälle, 
unter denen nach der Festsetzung der Rente Bezügerin-
nen und Bezügern Pflegeleistungen und Kostenvergü-
tungen gewährt werden: 
	– bei einer Berufskrankheit (lit. a);
	– wenn bei einem Rückfall oder Spätfolgen die Er-

werbsfähigkeit durch medizinische Vorkehren er-
heblich verbessert oder vor wesentlicher Beein-
trächtigung bewahrt werden kann (lit. b);

	– wenn die versicherte Person zur Erhaltung ihrer 
verbleibenden Erwerbsfähigkeit dauernd der Be-
handlung und Pflege bedarf (lit. c);

	– wenn die versicherte Person erwerbsunfähig ist und 
ihr Gesundheitszustand durch medizinische Vor-
kehren wesentlich verbessert oder vor wesentlicher 
Beeinträchtigung bewahrt werden kann (lit. d). 

Diese Fallkonstellationen, in denen nach Festsetzung 
der Rente Anspruch auf Heilbehandlung besteht, wer-
den nachfolgend im Einzelnen beleuchtet. 

	 * 	 MLaw, Rechtsanwalt, Advokaturbüro Schmutz Eisenhut Stucki Wehr­
lin, Bern.

	 1	 Art. 19 Abs. 1 Satz 2 UVG.
	 2	 Vgl. Art. 21 UVG.

B.	 Die einzelnen Fallkonstellationen
1.	 Berufskrankheit (Art. 21 Abs. 1 lit. a UVG)
Anders als bei Unfällen (vgl. lit. b–d) müssen bei Be-
rufskrankheiten keine weiteren Voraussetzungen er-
füllt sein, damit die versicherte Person Anspruch auf 
Heilbehandlung hat. Berufskrankheiten werden somit 
privilegiert behandelt.

2.	 Rückfälle oder Spätfolgen  
(Art. 21 Abs. 1 lit. b UVG)

Gemäss einem jüngeren Urteil des Bundesgerichts be-
ruht diese Bestimmung auf dem Grundgedanken, die 
verbleibende Erwerbstätigkeit durch vorübergehende 
medizinische Leistungen zu erhalten oder wiederher-
zustellen, wenn ein Rückfall oder Spätfolgen (mögli-
cherweise) zu einer erheblichen Verschlechterung der 
verbleibenden Erwerbsfähigkeit führen würden. Damit 
soll einer Erhöhung der Rente entgegengewirkt wer-
den. Dort, wo der Rückfall oder die Spätfolge nicht 
zu einer zusätzlichen Arbeitsunfähigkeit führt, besteht 
Anspruch auf Heilbehandlung, wenn damit eine er-
hebliche Verschlechterung der Erwerbsfähigkeit ver-
hindert werden kann. Dort, wo der Rückfall oder die 
Spätfolge die Arbeitsfähigkeit beeinträchtigt, setzt ein 
Anspruch auf Heilbehandlung voraus, dass damit die 
Erwerbsfähigkeit erheblich verbessert werden kann. 
Massgebliche Vergleichsgrösse ist dabei die Erwerbs-
fähigkeit nach dem Rückfall, nicht die Erwerbsfähig-
keit, die der bisherigen Rente zugrunde liegt.3 

Anders als in den Fällen von Art. 21 Abs. 1 lit. c und d 
UVG handelt es sich in den Fällen von lit. b gemäss Bun-
desgericht nicht um eine Dauerleistung und es ist auch 
kein stationärer Gesundheitszustand vorausgesetzt.4

3.	 Erhalt der Erwerbsfähigkeit  
(Art. 21 Abs. 1 lit. c UVG)

Diese Bestimmung bezieht sich auf Personen, die teil-
weise erwerbstätig sind, somit auf Fälle, in denen ein 
Invaliditätsgrad zwischen 10 % und weniger als 100 % 
vorliegt.5 Lange war höchstrichterlich nicht geklärt, 
ob ein Anspruch auf Heilbehandlung gestützt auf die-
se Bestimmung auch nach Erreichen des ordentlichen 
Pensionsalters und der damit verbundenen Aufgabe der 
Erwerbstätigkeit besteht. In einem Leitentscheid klärte 
das Bundesgericht vorletztes Jahr diese Frage. Es hielt 
fest, dass sich aus Art. 21 Abs. 1 lit. c UVG keine Leis-
tungsbefristung auf den Eintritt des AHV-Rentenalters 
oder allenfalls auf das erst auf einen späteren Zeitpunkt 
angenommene Ende der Erwerbstätigkeit ergibt.6 Somit 

	 3	 BGer 8C_601/2022 vom 31. März 2023 E. 6.6. 
	 4	 BGer 8C_601/2022 vom 31. März 2023 E. 6.6.
	 5	 Vgl. BGer 8C_616/2013 vom 28. Januar 2014 E. 3.1.1.
	 6	 BGE 149 V 224; vgl. dazu Thomas Wehrlin, Anspruch von UVG-Teil­

rentnern auf Heilbehandlung besteht über das AHV-Alter hinaus, in: 
HAVE/REAS 2024, 44 ff.



FO
R

U
M

1 /2025  HAVE/REAS68

Fallabschluss im UVG

besteht auch nach einer altersbedingten Aufgabe der Er-
werbstätigkeit Anspruch auf Heilbehandlung gestützt 
auf diese Bestimmung. Gleiches muss damit auch für 
einen Anspruch auf Heilbehandlung gestützt auf Art. 21 
Abs. 1 lit. b UVG gelten. 

Heilbehandlungsleistungen im Sinne von Art. 21 Abs. 1 
lit. c UVG gelten nach dem Bundesgericht als Dauerleis-
tungen. Ihre nachträgliche Aufhebung oder eine wesent-
liche Anpassung im Leistungsumfang setzt einen Revi-
sionsgrund im Sinne von Art. 17 Abs. 2 ATSG voraus.7

4.	 Verbesserung des Gesundheitszustands oder 
Bewahrung vor Beeinträchtigung (lit. d)

Einen Anspruch auf Heilbehandlung zur wesentlichen 
Verbesserung des Gesundheitszustands oder zur Be-
wahrung vor wesentlicher Beeinträchtigung gestützt 
auf diese Bestimmung haben ausschliesslich Personen, 
die vollständig invalid sind.8 Heilbehandlungsleistun-
gen nach dieser Bestimmung stellen ebenfalls Dauer-
leistungen dar, womit eine nachträgliche Aufhebung 
oder Anpassung nur unter den Voraussetzungen von 
Art. 17 Abs. 2 ATSG möglich ist.9

III.	 Heilbehandlung nach Fallabschluss  
auch ohne Rente? 

Nach der bisherigen Rechtsprechung setzt eine Zuspra-
che von Leistungen gestützt auf Art. 21 Abs. 1 UVG 
voraus, dass der versicherten Person eine Rente zu-
gesprochen wurde.10 Ist einerseits von der Fortsetzung 
der ärztlichen Behandlung keine namhafte Besserung 
zu erwarten – und kann somit gemäss Art. 19 Abs. 1 
UVG ein Fallabschluss erfolgen  – und sind anderer-
seits die Voraussetzungen von Art. 21 Abs. 1 lit. a bis 
d UVG nicht erfüllt, hat die Unfallversicherung keine 
Heilbehandlung mehr zu leisten. Dies bedeutet, dass 
ab diesem Zeitpunkt die Krankenversicherung für die 
unfallbedingte Heilbehandlung aufkommen muss  – 
jedenfalls gemäss der bisherigen Rechtsprechung des 
Bundesgerichts.11 

Diese Rechtsprechung wurde in der Vergangenheit ver-
schiedentlich kritisiert, weil sie zu einer sachlich nicht 
zu rechtfertigenden Ungleichbehandlung zwischen Per-
sonen mit und solchen ohne Rentenanspruch führe.12 

	 7	 BGE 144 V 418.
	 8	 BGE 124 V 52 E. 4; BGer 8C_616/2013 vom 28. Januar 2014 E 3.1.1; vgl. 

BGE 149 V 224 E. 4. 
	 9	 BGE 144 V 418 E. 3.3.1 m.w.H.
	 10	 André Nabold, Rechtsprechung des Bundesgerichts zum UVG, 

Art. 21, Zürich 2024, 149. 
	 11	 BGE 140 V 130 E. 2.2; BGE 134 V 109 E. 4.2.
	 12	 Vgl. etwa Miriam Lendfers, Heilbehandlung und Hilfsmittel nach Fall­

abschluss, in: Ueli Kieser/Miriam Lendfers,(Hrsg.), Jahrbuch zum So­
zialversicherungsrecht (JaSo) Zürich/St. Gallen 2017, 195 ff.; Volker 
Pribnow/Sarah Eichenberger, in: Marc Hürzeler/Ueli Kieser (Hrsg.), 
Kommentar zum Schweizerischen Sozialversicherungsrecht, UVG, 
Bern 2018, N 16 f. zu Art. 21 UVG m.w.H.; Felix Hunziker Blum, Doch: 

Das Bundesgericht liess in einem Leitentscheid im Jahr 
2016 offen, ob bei einer geltungszeitlichen Auslegung 
von Art. 21 UVG an der bisherigen Praxis festzuhalten 
ist.13 2023 hat mit dem Kantonsgericht Basel-Landschaft 
(soweit ersichtlich) erstmals ein kantonales Gericht 
unter dem geltenden Recht eine Leistungspflicht der 
Unfallversicherung für Heilbehandlung bei Nichtren-
tenbezügerinnen und -bezügern über den Fallabschluss 
hinaus bejaht.14 In seinem Urteil setzte sich das Sozial-
versicherungsgericht eingehend mit der bundesgericht-
lichen Rechtsprechung auseinander. Diese lasse sich 
im Kern so zusammenfassen, dass die Heilbehandlung 
als vorübergehende Leistung nur bis zum sogenannten 
Fallabschluss zu gewähren sei, mithin zum Zeitpunkt, 
an dem von einer weiteren Heilbehandlung keine nam-
hafte Besserung mehr zu erwarten sei. Diese Interpreta-
tion stütze sich auf Art. 19 Abs. 1 UVG.15 Das Sozial-
versicherungsgericht kritisiert, dass das Bundesgericht 
in Bezug auf Art. 21 Abs. 1 UVG dem klaren Wortlaut 
folge und die Bestimmung ausschliesslich auf Renten-
bezügerinnen und Rentenbezüger anwende, während es 
den Anwendungsbereich von Art. 19 Abs. 1 Satz 2 UVG 
entgegen seinem ebenfalls klaren Wortlaut auch auf Fäl-
le ohne Rentenzusprache ausdehne.16 Nach dem hinrei-
chend klaren Wortlaut («Mit dem Rentenbeginn fallen 
die Heilbehandlung und die Taggeldleistungen dahin») 
sei Art. 19 Abs. 1 Satz 2 UVG ausschliesslich auf Fäl-
le mit Rentenzusprache anwendbar.17 Unter geltendem 
Recht gebe es daher keine zeitliche Befristung des An-
spruchs auf Heilbehandlung für Nichtrentenbezüger, 
weshalb ein solcher Anspruch gestützt auf Art. 10 UVG 
auch über den Zeitpunkt des sogenannten Fallabschlus-
ses hinaus bestehe. Dieser Anspruch stehe unter dem 
Vorbehalt des Fortbestehens des Kausalzusammenhangs 
sowie der Zweckmässigkeit der zur Diskussion stehen-
den Behandlung.18 

Dieser Entscheid des Sozialversicherungsgerichts des 
Kantons Basel-Landschaft ist rechtskräftig. Es bleibt 
abzuwarten, ob weitere Gerichte dieser Rechtsauffas-
sung folgen oder ob andere Gerichte es, wenn schon, 
als Aufgabe des Gesetzgebers betrachten, die aktuelle 
Ungleichbehandlung zwischen Personen mit und ohne 
Rentenanspruch zu beseitigen. Auch das Sozialversi-
cherungsgericht des Kantons Basel-Landschaft erachte-
te eine klare gesetzliche Regelung als wünschenswert.19

Langfrist-Heilbehandlungsleistungen gibts auch im UVG, in: HAVE/
REAS 2014, 130 ff.

	 13	 BGE 143 V 148 E. 6.1. 
	 14	 Entscheid des Kantonsgerichts Basel-Landschaft (KGerBL) 725 22 70 

/ 112 vom 11. Mai 2023.
	 15	 KGerBL 725 22 70 / 112 vom 11. Mai 2023 E. 5.3.2.
	 16	 KGerBL 725 22 70 / 112 vom 11. Mai 2023 E. 6.2.1.
	 17	 KGerBL 725 22 70 / 112 vom 11. Mai 2023 E. 6.3 in fine. 
	 18	 KGerBL 725 22 70 / 112 vom 11. Mai 2023 E. 7.
	 19	 KGerBL 725 22 70 / 112 vom 11. Mai 2023 E. 7. 




